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Umfrage im Auftrag des dbb

Deutsche verlieren weiter Vertrauen in den Staat

Klimawandel, Krieg und hohe Energiekosten: Die Bundesbiirger sind besorgt. Der dbb Chef for-

dert eine Starkung des Staates.

Die meisten Sorgen machen die Deutschen
sich aktuell um die immer spirbarer werden-
den Folgend des Klimawandels — gefolgt vom
Krieg in der Ukraine und den hohen Energie-
kosten. So die Ergebnisse einer aktuellen
forsa-Umfrage im Auftrag des dbb beamten-
bund und tarifunion. Gegeniiber der Deutschen
Presse Agentur (dpa) warnte der dbb Bundes-
vorsitzende Ulrich Silberbach am 25. Novem-
ber 2022 davor, dass die Menschen immer
starker das Vertrauen in den Staat und seine
Schutzfunktion verléren: ,Ich denke, weder
Ampel-Koalition noch Opposition haben ver-
standen, wie ernst die Lage wirklich ist.“ Der
dbb Chef hat deshalb erneut einen Investiti-
onsplan gefordert, um Infrastruktur und Aus-
stattung des offentlichen Dienstes zu verbes-
sern. Finanziert werden sollte dieser nétige In-
vestitionsschub, ahnlich wie bei der Bundes-
wehr, Uber ein Sondervermdgen.

Gesprach mit Nancy Faeser

Laut der Anfang November erhobenen forsa-
Umfrage sorgen sich 59 Prozent der Birgerin-
nen und Burger, dass sich der Klimawandel
immer haufiger und starker durch Naturkata-
strophen auf den Alltag auswirkt. 53 Prozent
sorgen sich davor, dass der russische Angriffs-
krieg auf die Ukraine auf andere Lander Uber-
greift oder sogar in einen Weltkrieg mindet. 52
Prozent befiirchten eine zu grof3e Belastung
der eigenen finanziellen Lage durch zu hohe
Kosten fir Strom und Energie.

Mit 51 Prozent fast ebenso viele Menschen tei-
len die Sorge, dass es durch Cyberangriffe zu
Ausfallen bei kritischen Infrastruktureinrichtun-
gen kommt. 44 Prozent sorgen sich vor finanzi-
ellen Schwierigkeiten durch die hohen Kosten
fir Lebensmittel. 42 Prozent treibt um, dass es
im Winter nicht mehr gentigend Gas fir die
Haushalte und die Wirtschaft geben kénnte.

Bundesverwaltung: Beschiftigte erwarten Initiative

Der Reformstau bei den Arbeitsbedingungen im o6ffentlichen Dienst des Bundes muss endlich
angegangen werden. Das Vertrauen der Beschaftigten ist bereits schwer erschiittert.

Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach
hat im Gesprach mit Bundesinnenministerin
Nancy Faeser am 25. November 2022 klarge-
stellt: ,Die Beschaftigten erwarten von ihrer
obersten Chefin mehr Initiative fir den 6ffentli-
chen Dienst. Trotz der einschlagigen hdchst-
richterlichen Urteile ist die Alimentation der Be-
amtinnen und Beamten immer noch nicht ver-
fassungskonform. Das ist ein unhaltbarer Zu-
stand, der langst hatte beseitigt werden mus-
sen. Spatestens mit der im Januar anstehen-
den Einkommensrunde muss nun zwingend
ein grofer Wurf her — und zwar Uber die ange-
sichts der hohen Inflation berechtigte Forde-
rung nach 10,5 Prozent, mindestens 500 Euro
mehr, fir beide Statusgruppen hinaus.*

Gerade bei den Beamtinnen und Beamten sei
das Vertrauen in die politische Fihrung ohne-
hin seit Jahren schwer erschuttert, erklarte Sil-
berbach: ,Man muss es leider immer wieder

betonen: Die Wochenarbeitszeit fur die Beam-
tinnen und Beamten des Bundes wurde auf 41
Wochenstunden erhéht, weil man Geld sparen
wollte. Den Kolleginnen und Kollegen hat man
dabei versprochen, dass es sich um eine tem-
porare Maflnahme handelt. Um einen kurzfris-
tigen Beitrag zur Krisenbewaltigung. Das war
2006, vor 16 Jahren. Seitdem hat jede Bun-
desregierung die Beamtinnen und Beamten
vertrostet. So macht sich Politik unglaubwir-
dig. Und so ruiniert man nicht nur die Motiva-
tion der Kolleginnen und Kollegen, so stellt
man sich auch im Wettbewerb um Nachwuchs-
krafte ins Abseits — gerade wenn die jungen
Leute standig lesen kénnen, dass in den ande-
ren Branchen und Regionen gleichzeitig Gber
eine 4-Tage-Woche gesprochen wird.“

Der dbb Chef begriifdte, dass die Bundesin-
nenministerin sich zuletzt verstarkt um wichtige
Themen der Inneren Sicherheit bemiht habe.
,umso unverstandlicher ist fir uns, warum sich
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auch in diesem speziellen Bereich so wenig
bewegt. Bei der letzten dbb Jahrestagung hat
Nancy Faeser angekiindigt, dass die Polizeizu-
lage ruhegehaltfahig werden soll, also auch bei
der Versorgung im Alter wirkt — Gibrigens eine
Regelung, die wir schon mal hatten und dann

dbb Chef Silberbach im Interview

,Wir miissen Reallohnverluste aufholen

ebenfalls der Sparwut zum Opfer gefallen ist.
Trotz dieser Zusage sind wir auch hier fast ein
Jahr spater nicht wirklich weiter. Die Beamtin-
nen und Beamten sind eine verlassliche Saule
dieses Staates, und diese Verlasslichkeit er-
warten sie zu Recht auch von der Politik.*

Im Interview mit dem Handelsblatt (online am 18. November 2022) verteidigt der dbb Chef die
Einkommensforderung der Gewerkschaften an Bund und Kommunen.

,Die Lebenshaltungskosten haben sich drama-
tisch erhoht, und der grofRte Teil der Beschaf-
tigten arbeitet im unteren und mittleren Dienst
und wird nicht wie Staatssekretare bezahlt®,
begriindet Ulrich Silberbach die dbb Forderung
nach 10,5 Prozent, mindestens 500 Euro mehr
fir die Beschaftigten von Bund und Kommu-
nen. Auch die von den kommunalen Arbeitge-
benden dafiir kalkulierten Gesamtkosten seien
kein schlagkraftiges Gegenargument. Silber-
bach: ,Die Politik hat in kurzer Zeit 500 Milliar-
den Euro fiir Corona-Hilfen, Bundeswehr, Ent-
lastungspakete und Gaspreisbremse mobili-
siert. Da waren selbst 16 Milliarden nicht der
Untergang des Abendlandes.*

Hinzu komme in der Einkommensdebatte fur
Arbeitnehmende sowie Beamtinnen und Be-
amte des 6ffentlichen Dienstes ein weiterer
wichtiger Aspekt. ,Der Staat kann es sich nicht
erlauben, seine Bediensteten nur minimal bes-
ser zu behandeln als Grundsicherungsbezie-
her. Dazu gibt es inzwischen jede Menge
hdchstrichterliche Rechtsprechung. Bei der
Bundespolizei sind Beschatftigte teils noch in
A6 oder A7 eingruppiert, das bedeutet eine
Grundvergltung von 2.500 beziehungsweise
2.600 Euro brutto im Monat. Durch das Birger-
geld wird der Druck noch gréRRer werden, das

Mitbestimmung

Mindestabstandsgebot einzuhalten®, so der
dbb Chef.

Auch beim Thema Sanierung und Modernisie-
rung der 6ffentlichen Infrastruktur erwarte der
dbb entschiedenere Schritte der Politik. Silber-
bach: ,Jeder Hausbesitzer und jede Firma wird
gendtigt, Energie zu sparen. Da kann ich nur
sagen: Schaut euch mal die Schulen, Kitas
und Verwaltungsgebaude an. Da pfeift es an
allen Ecken und Enden.” Naturlich seien die fi-
nanziellen Mittel begrenzt und ein generelles
Festhalten an der Schuldengrenze sinnvoll.
»<Aber man muss schon fragen, ob man sie so
hart anzieht, dass wir der nachkommenden
Generationen eine dahinsiechende Infrastruk-
tur ans Bein binden. Ich finde, wir brauchen
nicht nur ein Sondervermdgen Bundeswehr,
sondern auch ein Sondervermdégen Zukunft fir
die offentliche Infrastruktur. 250 Milliarden
Euro auf zehn Jahre, das waren 25 Milliarden
Euro im Jahr. Das sollte die viertgrofite Volks-
wirtschaft auf diesem Planeten doch stemmen
kénnen.*

Das vollstandige Interview gibt es auf handels-
blatt.com.

Digitalisierung der Personal- und Betriebsratsarbeit im Fokus

Der dbb unterstiitzt eine aktuelle Gesetzesinitiative zur Verbesserung der digitalen Personal-
und Betriebsratsarbeit, sieht allerdings noch weiteren Handlungsbedarf.

Die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag fordert
von der Bundesregierung eine Gesetzesinitia-
tive, die ein rechtssicheres Online-Wahlverfah-
ren zu Betriebsratswahlen sowie die optionale
Durchfiihrung von Betriebsversammlungen

und mundlichen Beratungen von Einigungs-
stellen als Videokonferenz ermdglichen soll
(BT-Drs. 20/4335). Darlber hinaus soll es ein
digitales Zugangsrecht der Gewerkschaften zu
den Betrieben geben.



https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/interview-beamtenbund-chef-zur-15-prozent-tarifforderung-die-lebenshaltungskosten-sind-dramatisch-gestiegen/28816806.html)
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/interview-beamtenbund-chef-zur-15-prozent-tarifforderung-die-lebenshaltungskosten-sind-dramatisch-gestiegen/28816806.html)
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-iIm Wesentlichen begriiien wir das Anliegen
des Unions-Antrags®, sagte Friedhelm Schafer,
Zweiter Vorsitzender und Fachvorstand Beam-
tenpolitik des dbb, am 17. November 2022 in
Berlin, forderte aber zugleich eine Ausweitung
der Verbesserungen auf die Personalvertretun-
gen. ,Handlungsbedarf besteht ja nicht nur bei
den Betriebsraten, sondern auch fiir die Perso-
nalvertretungen. Die mit der Novelle des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes und dem Be-
triebsratemodernisierungsgesetz begonnene
Digitalisierung der Personal- und Betriebsrats-
arbeit muss umfanglich fortgeflihrt werden®, so
Schéfer.

Ein Ausbau des Anwendungsbereichs digitaler
Gremienarbeit entspreche den Erwartungen
und tatsachlichen Bediirfnissen aller Beschaf-
tigten mit der in vergangenen Jahren gelebten
Home-Office-Kultur — ,und fordert die Verein-
barkeit von Familie und Beruf beziehungs-
weise Pflege. Sie ist damit ein wesentlicher
Baustein zur Steigerung der Bereitschaft zur
Mitarbeit im Personal- oder Betriebsrat®, be-
tonte der dbb Vize und mahnte zur Eile: ,Mit

dbb frauen

Blick auf die im Frihjahr 2024 anstehenden
Personalratswahlen im Bund und in den Job-
centern ist es jetzt an der Zeit, die Mdglichkei-
ten der Digitalisierung zu nutzen, etwa fur
elektronische Kommunikation mit den Beschaf-
tigten und innerhalb des Wahlvorstands, fur die
Er6ffnung der Option zur Durchfiihrung be-
stimmter Wahlvorstandssitzungen in audiovisu-
ellen Formaten sowie der Personalratswahl als
Online-Wahl. Letztere stellt nicht nur eine we-
sentliche Verfahrenserleichterung fir alle Be-
teiligten dar und tragt zur Kostensenkung bei,
sondern fordert eine hdhere Wahlbeteiligung
und fuhrt zu grélerer Legitimierung und Ak-
zeptanz der gewahlten Vertretungen.” Zudem
muisse das Zugangsrecht der Gewerkschaften
zu Dienststellen und Betrieben um ein dynami-
sches digitales Zugangsrecht erganzt werden.
.Gewerkschaftliche Werbe- und Informations-
kanale missen fortlaufend an die jeweils
neuen technischen Standards der in der
Dienststelle verwendeten digitalen Kommuni-
kationswege und -programme angepasst wer-
den®, forderte Schafer.

Gewaltpravention: Eine sichere Arbeitsumgebung kann Frauenleben retten

Die dbb frauen haben die Ratifizierung des internationalen Abkommens gegen Gewalt an Frauen
gefordert. Der 6ffentliche Dienst muss mit gutem Beispiel vorangehen.

~Jede elfte erwerbstatige Person hat sexuelle
Belastigung am Arbeitsplatz schon erlebt.
Frauen waren mit einem Anteil von 13 Prozent
mehr als doppelt so haufig betroffen wie Man-
ner. Das Thema ist unangenehm, aber wir dir-
fen es nicht totschweigen. Im Gegenteil: Kein
anderes Thema benétigt so viel Aufmerksam-
keit wie dieses. Bei Gewalt und sexueller Be-
lastigung gilt die Null Toleranz Grenze — und
daflir missen wir hinsehen statt wegschauen.
Betroffenen missen wir bedingungslos den
Ricken starken®, erklarte dbb frauen Chefin
Milanie Kreutz am 24. November 2022 mit
Blick auf den Internationalen Tag gegen Ge-
walt an Frauen. Traditionell rufen internationale
Organisationen am 25. November dazu auf,
die Einhaltung der Menschenrechte gegeniber
Frauen und Madchen zu thematisieren.

Vor allem die Ursachen, die gewalttatiges Ver-
halten gegenuber Frauen am Arbeitsplatz be-
gunstigten, missten strukturell ausgehebelt
werden. ,Die Transformation der Arbeitswelt
und wie New Work am besten implementiert

werden kann, darf die Frage nach einer siche-
ren Arbeitsumgebung nicht Gberlagern. Des-
halb rufen wir das Parlament dazu auf, das Ab-
kommen der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion ILO zur Bekampfung von Gewalt und Be-
lastigung in der Arbeitswelt zu ratifizieren", for-
derte Kreutz. Bis es so weit sei, sollten vor al-
lem die 6ffentlichen Arbeitgebenden verant-
wortungsvoll vorangehen. ,Ein Arbeitsalltag frei
von Gewalt und sexueller Belastigung ist auch
im 6ffentlichen Dienst nicht selbstverstandlich
— vor allem nicht fir Frauen. Neben Kollegen
und Vorgesetzten sind oftmals auch Kunden
und Birger die Tater. Die Dienstgebenden ste-
hen hier in der Pflicht, niedrigschwellige Hilfs-
angebote vorzuhalten und eine Arbeitskultur zu
schaffen, in der Gewaltpravention grof3ge-
schrieben wird.*

Dazu gehore es auch, praventive MalRnahmen
fur Beschaftigte im Homeoffice mitzudenken,
mahnte Kreutz: ,Laut der jingsten kriminalsta-
tistischen Auswertung zur Partnerschaftsge-
walt wurden allein 2021 mehr als 143.000 Falle
abgeschlossen — die Uberwiegende Mehrheit
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der Opfer sind Frauen. Gerade zuhause, wo
man sich sicher fiihlen sollte, lauert also die
grofite Gefahr fur Frauen und Madchen, durch
eine nahestehende, meist mannliche Person
verletzt oder gar getotet zu werden, und zwar

dbb frauen

unabhangig von Herkunft, Alter, Bildungsgrad
und sozialem Status. Eine sichere Arbeits- und
Lernumgebung kann Frauenleben retten®, so
Kreutz.

New Work: Chance und Risiko fiir die Gleichstellung der Geschlechter

Mit agilen und digitalen Arbeitsmethoden zur gleichstellungsorientierten Verwaltungskultur: Wie
aus der Theorie gelebte Praxis werden kann, zeigt eine neue Fachbroschiire der dbb frauen.

,Die Corona-Pandemie hat die Entwicklung hin
zu flexibleren Arrangements fur Arbeitszeit-
und -orte geebnet. Jetzt geht es darum, die po-
sitiven Fortschritte bei der Digitalisierung der
Arbeitswelt zu verstetigen und vereinbare wie
gleichstellungsférdernde Tatsachen im Berufs-
alltag zu schaffen. New Work heif3t aber nicht
nur, mehr Homeoffice machen zu diirfen. New
Work bedeutet, einen nachhaltigen Wandel der
Arbeitswelt anzustreben. Auch im 6ffentlichen
Dienst kdnnen wir einen grundlegenden Wan-
del der Verwaltungskultur vollziehen, wenn Be-
schaftigte und Dienstgebende gemeinsam an
einem Strang ziehen. Dafiir geben wir Perso-
nalratinnen und -raten, aber auch Flhrungs-
kraften und politischen Entscheidungstragerin-
nen und -tragern jetzt einen praxisorientierten
Leitfaden an die Hand, der sie dabei unter-
stutzt, den offentlichen Dienst der Zukunft zu
schaffen, der Frauen und Mannern die glei-
chen Chancen bietet, mit familiaren Flrsorge-
pflichten Karriere zu machen®, sagte Milanie
Kreutz, dbb frauen Vorsitzende, zur Veroffentli-
chung der dbb frauen Fachbroschire ,New
Work: Chance und Risiko fur die Gleichstellung
der Geschlechter am 22.November 2022.

dbb jugend

Aufbauend auf den Ergebnissen der Frauenpo-
litischen Fachtagung vom 2. Juni 2022 fasst
die Broschire aktuelle wissenschaftliche Er-
kenntnisse aus der Geschlechterforschung
zum Wandel der Arbeitswelt zusammen und
|&sst Praktikerinnen und Praktiker aus der Ver-
waltung zu Wort kommen. Wie geschlechts-
spezifische Aspekte bei der Digitalisierung wir-
ken und wie neue digitale Arbeitsweisen zum
Game Changer fir die Gleichstellung der Ge-
schlechter werden kdénnen, zeigen unter ande-
ren Dr. Julia Borggrafe, Associate Partner bei
Metaplan, und Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok, Direk-
torin des Harriet Taylor Mill-Instituts fiir Okono-
mie und Geschlechterforschung, auf. Die Vor-
sitzende der dbb frauen, Milanie Kreutz, ordnet
den Nutzen von New Work fiir den 6ffentlichen
Dienst aus gewerkschaftspolitischer Sicht ein.
Auch die Bundeministerin fir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Lisa Paus, nimmt
Stellung zur geschlechtergerechten Verwal-
tungsorganisation.

Die Broschiire gibt es als PDF auf dbb-
frauen.de.

Zu viele Baustellen im offentlichen Dienst bleiben unbearbeitet

Egal ob Fachkraftemangel, Verwaltungsmodernisierung oder Sicherheit im 6ffentlichen Dienst —
die Ampel-Regierung geht die Probleme im 6ffentlichen Dienst zu zaghaft an, kritisiert die dbb

jugend.

Im Gesprach mit der CDU-Bundestagsabge-
ordneten Ottilie Klein am 17. November 2022
hat dbb jugend Vorsitzender Matthdus Fandre-
jewski Uber die brachliegenden Baustellen im
offentlichen Dienst gesprochen. Dass die dbb
jugend ein wichtiger Gestaltungspartner fiir
den offentlichen Dienst der Zukunft sei, dar-
Uber waren sich die Gesprachspartner einig.

,ES freut mich, dass wir als politischer Akteur
immer deutlicher wahrgenommen werden.
Dennoch sollte klar sein, dass wir als Gewerk-
schaft eigentlich nicht dafiir zustandig sind, fiir
einen Job im &ffentlichen Dienst zu werben
und so dem Fachkraftemangel entgegen zu
wirken. Hier sind die Dienstgebenden eindeutig



https://www.dbb-frauen.de/fileadmin/user_upload/globale_elemente/pdfs/2022/221115_frauen_dokumentation_fachtagung_16_new-work.pdf
https://www.dbb-frauen.de/fileadmin/user_upload/globale_elemente/pdfs/2022/221115_frauen_dokumentation_fachtagung_16_new-work.pdf
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in der Pflicht. Und zwar nicht nur in der Kom-
munikation, sondern auch in der Schaffung von
verninftigen Arbeitsbedingungen®, machte
Fandrejewski unmissverstandlich klar.

Die drastisch steigenden Energie- und Ver-
braucherpreise sowie die besorgniserregende
Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt — insbe-
sondere in Ballungsgebieten — zeigten zudem,
dass die gewerkschaftlichen Lohnforderungen
zur Einkommensrunde von Bund und Kommu-
nen in Héhe von 10,5 Prozent mehr als ange-
messen seien. ,Aber es geht uns nicht nur ums
Geld. Die Prioritéaten bei der Berufswahl haben

dbb senioren

sich verschoben: Gute Kinderbetreuung, mobi-
les Arbeiten, verniinftige digitale Ausstattung
und ein sicherer, gesunder Arbeitsplatz sind
uberzeugende Argumente flir den 6ffentlichen
Dienst. Aber die mussen auch mit Leben ge-
fullt werden®, so Fandrejewski.

Dariiber hinaus betonte der dbb jugend Chef,
dass es wenig zielfihrend sie, wenn jeder Be-
reich des Offentlichen Dienstes bei der Nach-
wuchsgewinnung ,sein eigenes Suppchen ko-
che®. Vielmehr misse eine gemeinsame Re-
cruiting-Kampagne angestrebt werden, die den
Loffentlichen Dienst” als Marke etabliere.

Hartefallfonds in der Ost-West-Rentenuberleitung: Lander sollen aufstocken

Die dbb bundesseniorenvertretung hilt die Erklarung der Bundesregierung, den Fonds zur Ab-
milderung von Hartefdllen aus der Ost-West-Renteniiberleitung umzusetzen, fiir tiberfallig.

,Nach mehr als 20 Jahren zahen Ringens fiir
eine Anerkennung der besonders betroffenen
Personengruppen errichtet der Bund jetzt eine
Stiftung und stattet diese einmalig mit einem
Vermogen in Hohe von 500 Millionen Euro
aus. Das ist ein begriiRenswerter Schritt hin zu
mehr Rentengerechtigkeit. Dennoch besteht
noch Handlungsbedarf fiir weitere Personen-
gruppen®, erklarte der Chef der dbb senioren
Horst Giinther Klitzing am 21. November 2022
in Berlin. Die Betroffenen sollen zur Abmilde-
rung empfundener Harten und zur selbstbe-
stimmten Verwendung eine antragsabhangige
pauschale Einmalzahlung in Hohe von 2.500
Euro erhalten. Das betrifft etwa 180.000 bis
190.000 Menschen.

Die Leistung von 2.500 Euro soll an Hartefalle
in der Ost-West-Rentenuberleitung gehen, die
einen erheblichen Teil ihrer Erwerbsbiographie
in der ehemaligen DDR zurtickgelegt haben,
und deren Rente in der Nahe der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung liegt.
Erfasst sind dabei grundsétzlich ehemalige Be-
schaftigte bei der Deutschen Reichsbahn, der
Deutschen Post oder im Gesundheits- und So-
zialwesen. Klitzing: ,Eine ganze Reihe von
Personengruppen, fir die die dbb bundesseni-
orenvertretung Verbesserungen gefordert hat,

wird tatsachlich beriicksichtigt. Allerdings steht
zu befurchten, dass nicht alle von der Renten-
Uberleitung besonders betroffenen Personen-
gruppen die Zahlung erhalten werden.”“ Zu
nennen seien beispielsweise die Wissenschaft-
ler und Wissenschatftlerinnen, die nach der
Wende die Wissenschaftslandschatft in den
neuen Bundeslandern entscheidend gepragt
hatten, sowie weitere Angehdrige der Zusatz-
versorgung der Intelligenz oder auch von Son-
derversorgungssystemen fir Polizei und Zoll.
»Hier muss definitiv noch nachgebessert wer-
den®, so Klitzing.

Die Hohe der Leistung klinge erst einmal gut,
»wor dem Hintergrund der langen Dauer der
entgangenen Rentenleistungen und der Ein-
maligkeit der Zahlung ist sie dies aber tatsach-
lich nicht®, kritisiert Klitzing. In den Landern, die
der Stiftung des Bundes beitreten, ist eine Ein-
malzahlung fir die Berechtigten von 5.000
Euro moglich. ,Jetzt sind die Bundeslander ge-
fordert, dem Beispiel Mecklenburg-Vorpom-
merns zu folgen und die Einmalzahlung des
Bundes von 2.500 Euro je Betroffenem mit
noch einmal 2.500 Euro aus dem Landeshaus-
halt aufzustocken®, forderte Klitzing.
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dbb senioren

Gesprach im Bundestag: Medizinische Versorgung auf dem Land starken

Die dbb bundesseniorenvertretung hat die Sicherstellung der flichendeckenden medizinischen

Versorgung im landlichen Raum gefordert.

,Vielfach fehlt es an Hausarzten, und auch die
stationdre Versorgung ist oft nicht ausrei-
chend®, kritisierte dbb senioren Chef Horst
Gunther Kilitzing in einem Gesprach mit dem
gesundheitspolitischen Sprecher der FDP Bun-
destagsfraktion, Prof. Andrew Ullmann, am 22.
November 2022 in Berlin. Alteren sei es auf-
grund von Mobilitdtseinschrankungen und aus-
gedinntem o6ffentlichem Nahverkehr oft nicht
maoglich, medizinische Versorgung in Anspruch
zu nehmen, ,0hne, dass das Unterfangen in ei-
nen logistischen Kraftakt ausartet.”

Ullmann erklarte, dass das Krankenhauspfle-
geentlastungsgesetz zur wesentlichen Verbes-
serung der medizinischen Versorgung beitra-
gen soll: ,Die Digitalisierung birgt grof3e Chan-
cen fur die Patientensicherheit und den Buro-
kratieabbau. Arztliche Leistungen, bei denen
eine personliche Vorstellung nicht notwendig
ist, kbnnen mit Hilfe von Digitalisierung und Te-
lemedizin kiinftig unkomplizierter erfolgen.
Dadurch werden auch arztliche Ressourcen fir
die personliche Behandlung frei. Natdirlich ist

die Digitalisierung ein Baustein fur eine verbes-
serte Versorgung, weitere missen aber folgen,
um eine bedarfsgerechte, hoch innovative und
menschliche Gesundheitsversorgung zu ge-
wahrleisten.”

Dariber hinaus machte Kilitzing erneut deut-
lich, dass der dbb die generelle Einbeziehung
von Beamtinnen und Beamten in das System
der gesetzlichen Krankenversicherung, die so-
genannte Burgerversicherung, entschieden ab-
lehnt. ,Ein gut funktionierendes System ohne
Not Preis zu geben, ware kontraproduktiv®, wa-
ren sich Klitzing und Ullmann einig. Die ver-
meintlichen finanziellen Entlastungen in der
gesetzlichen Krankenversicherung durch eine
Einheitsversicherung waren, wenn tberhaupt,
nur kurzfristiger Natur. ,Vielmehr wiirde damit
der Weg in eine Einheitsversicherung vorge-
zeichnet, mit allen negativen Folgen fir die
ambulante arztliche Versorgung®, so Klitzing.
Ullimann versicherte, dass es eine sogenannte
Burgerversicherung mit des FDP als Regie-
rungspartei nicht geben werde.

Aus Bundeslandern und Mitgliedsgewerkschaften

Hamburg

Amtsangemessene Alimentation: Senat bleibt auf Konfrontationskurs

Mit Blick auf die auch in Hamburg verfassungswidrige Besoldung hat der dbb Landesbund den

Senat der Hansestadt deutlich kritisiert.

»Zuerst reicht der Senat der verbeamteten Kol-
legenschaft eine finanzielle Beruhigungspille in
Form einer so genannten Angleichungszulage,
die im November 2022 gezahlt wurde und
auch zum Dezember 2022 nochmals ansteht,
dann sollen aber noch vor Weihnachten circa
6.000 ablehnende Erstbescheide zu den An-
fang 2021 (!) gestellten Antréagen auf eine
amtsangemessene Alimentation versandt wer-
den, damit stehen wir vor einer zweiten Wider-
spruchs- und Klagewelle“, sagte dbb Landes-
chef Rudolf Kliver am 18. November 2022.
Das noch fiir das Jahr 2022 angekiindigte Be-
soldungsstrukturgesetz, das angeblich die Be-
soldung der Beamtinnen und Beamten verfas-

sungsfest machen solle, verzégere sich hinge-
gen weiterhin. Derzeit seien seit bereits etwa
8.000 Klagen von Beamtinnen und Beamten
beim Verwaltungsgericht anhangig.

Wir haben versucht dem Senat beziehungs-
weise dem Personalamt zumindest eine Zu-
sage abzuringen, wonach alle diejenigen ver-
beamteten Beschaftigten, die bereits Klage be-
ziehungsweise Widerspruch in den Jahren
2020 und 2021 erhoben beziehungsweise ein-
gereicht haben, jetzt flir 2022 dies nicht mehr
wiederholend tuen mussen, aber weit gefehlt.
Jetzt dirfte es noch in 2022 zu einer weiteren
— also dritten — Antragswelle mit anschlief3en-
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den Widerspruchs- und Klageverfahren kom-
men; damit ist tatsachlich niemanden gedient,
und das Verwaltungsgericht Hamburg wird aus
welchen politischen Griinden auch immer kurz-
und mittelfristig vermutlich vollig Uberlastet
werden®, so Kllver weiter.

Wenn der Senat im Hamburgischen Besol-
dungs- und Versorgungsanpassungsgesetz
von sich aus bereits feststelle, dass selbst
durch die Gewahrung der genannten Anglei-
chungszulage dem entscheidenden Parameter
des Bundesverfassungsgerichtes, dem Ab-
stand zur Grundsicherung, immer noch nicht
Genlige getan wird, so werde das Birgergeld
(oder eine weitere Erhéhung der Regelsatze
fir die Grundsicherung) ein weiteres Indiz da-
fur sein, dass der Dienstherr zum jetzigen Zeit-
punkt anscheinend immer noch nicht wisse,
wie er damit umzugehen hat und welche Ver-
besserungen er noch in das Strukturgesetz
einpflegen misse.

Sachsen

Kliver: ,Kleiner Hinweis an den Senat: Im Bun-
desland Hessen werden die Beamtengehalter
in den nachsten zwei Jahren um acht bis zehn
Prozent linear steigen, um eine verfassungsge-
mafe Bezahlung zu gewahrleisten; damit
kénnten auch in Hamburg alle Klagen hinfallig
beziehungsweise zurlickgezogen werden. Si-
cherlich ist das eine erhebliche Belastung fir
den Staatshaushalt; man sollte aber einmal ge-
genuberstellen, was der ganze personelle und
strukturelle Verwaltungsaufwand in den Behor-
den und beim Verwaltungsgericht auch die
Steuerzahlenden kostet, um die bereits anhan-
gigen und zu erwartenden Rechtsstreitigkeiten
abzuarbeiten. Das alles ware vermeidbar,
wenn der Senat sich ein wenig mehr bewegen
wirde und seine beinharte und nicht mehr zu
rechtfertigende Verweigerungshaltung aufge-
ben wurde.”

Brief an Ministerprasident: Reformen im 6ffentlichen Dienst angemahnt

Aufgrund aktuell drangender Probleme hat sich der SBB am 21. November 2022 heute erneut mit
einem Brief an Ministerprasident Michael Kretschmer gewandt und Verbesserungen fiir die 6f-

fentlich Beschaftigten eingefordert.

In einem Brief macht der SBB insbesondere
seine Forderungen hinsichtlich Erhéhung der
Wegstreckenentschadigung, der Zahlung der
Energiekostenpauschale flir Versorgungsemp-
fangerinnen und -empfanger, der notwendigen
Ubernahme des Tarifergebnisses fiir Beamtin-
nen und Beamte sowie der Verpflichtung zur
amtsangemessene Alimentation erneut deut-
lich.

~Seit zwei Jahren leben und arbeiten wir mehr
oder weniger im Krisenmodus. Nach der pan-
demischen Lage, die noch immer andauert, hat

der russische Angriffskrieg mit all seinen Fol-
gen unser Leben und Erleben verandert. Heute
reden wir Uber eine Gas- und Energiekrise,
Kostenexplosionen und eine Inflation auf zwei-
stelligem Niveau. Diese schwierigen Situatio-
nen haben aber auch gezeigt, dass auf die
Kolleginnen und Kollegen des 6ffentlichen
Dienstes Verlass ist. Unter schwierigen Um-
standen und fast unbemerkt lief und lauft der
Staat weiter. [...] Umso mehr verwundert uns
nunmehr, dass die Sachsische Staatsregie-
rung dies offensichtlich nicht wertschatzt, nicht
sieht oder gar nicht sehen will“, heil’te es in
dem Schreiben.
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Nordrhein-W estfalen

Treffen mit Familienministerin: Offentlicher Dienst muss attraktiver werden

Im Koalitionsvertrag der NRW-Landesregierung ist statt von einer Attraktivitits- von einer Mo-
dernisierungsoffensive fiir den 6ffentlichen Dienst die Rede. Die Aufgabe sei aber die Gleiche
sagte Josefine Paul, Ministerin fiir Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integra-
tion, beim Treffen mit dem DBB NRW am 11. November 2022: Menschen fiir den offentlichen

Dienst gewinnen.

Gleich zu Beginn des Gesprachs verwies der
Vorsitzende des DBB NRW, Roland Staude,
auf die Vorlage an den Unterausschuss Perso-
nal des Haushalts- und Finanzausschusses
des Landtags Nordrhein-Westfalen vom 23.
September 2022. Dort heifdt es: ,Zusatzlich ist
fur Teilzeitbeschaftigte, die aufgrund des Aus-
baus der Telearbeit ihre Stundenzahl aufsto-
cken oder zur Vollzeitbeschaftigung zurlick-
kehren, stellenplanmafige Vorsorge getroffen
worden.“ Damit, so Staude, wirde der Ein-
druck erweckt, dass dies ein wesentlicher Bei-
trag sein kénne, um die inzwischen 24.000
Leerstellen in NRW auszugleichen. Staude:
~WVir vermissen hier ein wenig die Ernsthaf-
tigkeit. Sicher kénnen Teilzeit und Homeoffice
positive Effekte haben. Das Problem der Leer-
stellen lasst sich so aber sicher nicht aus der
Welt schaffen. Der &ffentliche Dienst, so
Staude, musse grundlegend modernisiert wer-
den. Und dafur brauche es auch Geld.

,Der offentliche Dienst muss attraktiver wer-
den®, sagte Ministerin Paul. ,Gerade fiir
Frauen ist der 6ffentliche Dienst zwar grund-
satzlich attraktiv, aber beim Thema Gleichstel-
lung Uber alle Ebenen bis zu den Fihrungs-
ebenen besteht auch in den Amtsstuben noch
Nachholbedarf. Um fiir Bewerber und Bewer-
berinnen attraktiv zu sein, muss aber auch
Diversitat im Ganzen geférdert werden.*

Die Mdglichkeit, im Homeoffice arbeiten zu
koénnen, ist fur viele ein zentrales Kriterium bei
der Jobwahl. Der DBB NRW, so Staude, habe
bei der Attraktivitdtsoffensive der Vorgangerre-
gierung tragfahige Lésungen vermisst. Das
Konzept der Coworking-Spaces hingegen sei
ausbaufahig und kénne vor allem im landlichen
Bereich sehr attraktiv sein. So kénnten Arbeits-
platze eingerichtet werden, die in Sachen Ar-
beitssicherheit, Daten- und Gesundheitsschutz
sowie einer adaquaten technischen Ausstat-
tung allen Anforderungen gerecht werden. Zu-
gleich wirden Wege- und Ristzeiten entfallen.
Staude: ,Diese Zeitersparnis konnte eine gute
Motivation zur Aufstockung sein.“ Auch Minis-
terin Paul sieht hier durchaus Potenzial. Der
offentliche Dienst kénne hier auch Vorbildfunk-
tion Ubernehmen. Ein Allheilmittel seien

Coworking-Spaces allerdings nicht, da sie
nicht Uberall realisierbar seien. Auflerdem
musse ihrer Meinung nach nicht zwingend an
der Prasenzpflicht festgehalten werden. Fiih-
ren aus der Distanz sei deshalb ein wichtiges
Thema.

Die Arbeitszeitverordnung Bund bietet Beam-
tinnen und Beamten mit Kindern unter 12 Jah-
ren beziehungsweise mit pflegebedurftigen An-
gehdrigen die Moglichkeit, ihre Wochenarbeits-
zeit auf Antrag um eine Stunde auf 40 Stunden
zu verkurzen. Der DBB NRW begriiRe es sehr,
so Staude, dass diese Regelung nun auch in
NRW kommen soll. Staude: ,Wir haben aller-
dings in den Haushaltsberatungen den Auf-
schlag vermisst.“ Ministerin Paul wies darauf
hin, dass es aufgrund der Finanzlage in 2023
schwierig werden kdnne. Es sei noch nicht si-
cher, welche MaRnahmen zur Modernisie-
rung/Attraktivierung des 6ffentlichen Dienstes
realisiert werden kdnnen. Der DBB NRW be-
tonte die Wichtigkeit der Umsetzung und ver-
wies darauf, dass gentgend finanzielle Mittel
vorhanden seien, sofern man die nicht veraus-
gabten Mittel fir die 24.000 Leerstellen zweck-
gebunden fir Personal einsetzen wirde, statt
andere Haushaltslécher zu stopfen.

Abschlief3end beklagte der DBB NRW gegen-
Uber der Ministerin die zunehmende Zahl ge-
walttatiger Ubergriffe auf Beschéftige des 6f-
fentlichen Dienstes, insbesondere im Bereich
der Polizei und im Strafvollzug. Ein grol3es
Problem liegt laut DBB NRW auch in den sozi-
alen Medien. Werte mussten den Kindern
schon in der Schule vermittelt werden. Hier sei
die Landesregierung in der Pflicht. Aulerdem
musse die Landesregierung auch Sorge tra-
gen, dass die Fihrungskrafte entsprechend
weitergebildet werden, um ihren Beschaftigten
den Ricken zu starken. Die Ministerin sagte,
dass sie sich des Problems sehr bewusst sei,
und dass sie es fiir wichtig halte, auch weiter-
hin den Respekt fir die Beschaftigten einzufor-
dern.
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Schleswig-Holstein
Tarifvertrage diurfen nicht unterlaufen werden

»ES ist eines leistungsfihigen Sozialstaates nicht wiirdig, wenn bei der Vergabe offentlicher Auf-
trage und auch bei der Auslagerung o6ffentlicher Aufgaben toleriert oder sogar angestrebt wird,
offentliche Kassen auf dem Riicken der Beschiftigten zu entlasten.”“ So heift es in einer Stel-

lungnahme des dbb sh im Zuge einer Anhérung des Landtags zur Tariftreue.

Darin empfiehlt der dbb Landesbund aul3er-
dem, wieder starker auch eine Trennung zwi-
schen Privatrecht und 6ffentlichem Recht zu
achten. Denn damit werde der Gemeinwohlori-
entierung offentlicher Aufgaben bestmdglich
Rechnung getragen. Die damit verbundenen
Leistungen der Daseinsvorsorge dirften weder
einem unternehmerischen Risiko noch einer
Qualitatsgefahrdung durch Marktmechanismen
oder einem Wettbewerb um die niedrigsten
Léhne ausgesetzt werden. Gemeinwohlorien-
tierung funktioniert eben anders als Gewinnori-
entierung.

Insbesondere mit dem Tarifvertrag fir den 6f-
fentlichen Dienst (TV6D, Geltungsbereich
Bund und Kommunen) sowie dem Tarifvertrag
fur den offentlichen Dienst der Lander (TV-L,
Geltungsbereich Lander) existierten fir Tarif-
beschatftigte Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen, die auf die 6ffentliche Aufgabenerfiil-
lung zugeschnitten sind. Es erschlieRe sich

nicht, wenn Tarifvertrage vereinbart und damit
beiderseits akzeptiert werden, dann aber durch
einseitige MaRnahmen der Arbeitgeber wieder
umgangen werden. Hierfir gebe es leider im-
mer wieder Negativeispiele, insbesondere —
aber nicht nur — in sozialen Berufen.

Der dbb sh hat auch Vorschlage zur Erhéhung
der gewerkschaftspolitischen Durchsetzungs-
kraft eingebracht. Denn es sei unstrittig, dass
sich tarifgebundene Beschéaftigungsverhalt-
nisse positiv auf die Arbeits- und Einkommens-
bedingungen der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer auswirken. Deshalb soll zum Bei-
spiel deutlich werden, dass der Schutz der Be-
schaftigten bei Ablauf eines Tarifvertrages
(Nachwirkung) oder bei dem Versuch des Ar-
beitgebers, sich der Tarifbindung zu entziehen
(Nachbindung) nur von Gewerkschaftsmitglie-
dern beansprucht werden kann.

Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS)
Gesetzliche Krankenversicherung: Entlastung der Versicherten angemahnt

Angesichts der steigenden Verbraucherpreise hat GdS Chef und dbb Vize Maik Wagner auf die
angespannte finanzielle Situation in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) hingewiesen.
Dabei nimmt er insbesondere die Belastungen fiir die Versicherten in den Blick und kritisiert die

Bundesregierung deutlich.

,Die Bundesregierung hat in den vergangenen
Monaten ein Biindel an Entlastungspaketen
geschnart, was auch richtig ist in der aktuellen
Situation. Allerdings kommen auf die gesetz-
lich Krankenversicherten im kommenden Jahr
héhere Beitrage zu. Das ist in der momenta-
nen Lage das Letzte, was wir brauchen®, so
Wagner am 22. November 2022.

Hintergrund der Kfitik ist das kurzlich von Bun-
destag und Bundesrat beschlossene GKV-Fi-
nanzstabilisierungsgesetz. ,Dieses Gesetz ver-
dient seinen Namen nicht, so Wagner. ,Von
einer Stabilisierung der Finanzen kann kaum
die Rede sein, denn schon im kommenden

Jahr steuert die GKV schon wieder auf ein ho-
hes Defizit zu. Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach betreibt Flickschusterei und verschiebt
dringend benétigte Reformen in die ungewisse
Zukunft.”

Das Gesetz sei sozial unausgewogen und be-
laste besonders die Beitragszahler, stellt Wag-
ner fest und erganzt: ,Wahrend sich viele Men-
schen derzeit fragen, wie sie ihre Rechnungen
noch bezahlen sollen, lautet die Antwort des
Gesundheitsministers auf die finanziellen Prob-
leme in der GKV vor allem: Die Beitragszahler
sollen einspringen. Der durchschnittliche Zu-
satzbeitrag wird deshalb zum Jahreswechsel
um 0,3 Prozent steigen. AuRerdem werden
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Krankenkassen gezwungen, ihre Finanzreser-
ven weiter abzubauen.” Der Steuerzuschuss
vom Bund an die GKV werde hingegen nur um
zwei Milliarden Euro erh6ht. Dabei habe selbst
der Bundesrat gefordert, dass es eigentlich
funf Milliarden Euro sein mussten.

~Wir brauchen echte Entlastung®, forderte
Wagner und nahm die Regierungskoalition in
die Pflicht: ,SPD, Grune und FDP hatten sich
in ihrem Koalitionsvertrag darauf geeinigt, ihrer

finanziellen Verantwortung nachzukommen
und die GKV-Beitrage von Arbeitslosengeld-II-
Empfangern komplett aus Steuermitteln zu fi-
nanzieren. Dies wirde die GKV und ihre Bei-
tragszahler tatsachlich entlasten, doch bisher
fehlte dazu der politische Wille. Im kommen-
den Jahr muss die Regierung endlich liefern.
Ansonsten werden die Beitrage zur gesetzli-
chen Krankenversicherung noch weiter stei-

“

gen.

vbba - Gewerkschaft Arbeit und Soziales
Birgergeld: Entlastung der Jobcenter dringend geboten

Angesichts der geplanten Einfiihrung des Biirgergeldes hat der vbba Bundesvorsitzende Walde-
mar Dombrowski gegeniiber Bundesarbeitsminister Hubertus Heil auf erhebliche Belastungs-
und Umsetzungsrisiken hingewiesen und eine aufgabengerechte Personalausstattung sowie

eine Erhohung der Budgetmittel gefordert.

Aktuell werde die Betreuung und Begleitung
der ukrainischen Gefliichteten durch die Be-
schéaftigten der Arbeitsverwaltung durch beson-
deren Einsatz so gut es geht bewaltigt, diese
arbeiteten jedoch bereits am Limit. Nun werde
die Arbeitsbelastung durch die Einfiihrung des
Blrgergeldes erneut steigen, weil der Kreis der
Anspruchsberechtigten erweitert werde. In der
Folge bediirfe es dringend einer entsprechen-
den Erhdhung der personellen Ausstattung.
Daneben sei die Anpassung der Budgets fiir
arbeitsmarktpolitische Instrumente erforderlich.
»In zahlreichen Gesprachen mit Jobcentern
wurde uns signalisiert, dass mit der derzeitigen
Finanzausstattung die Handlungsfahigkeit der

Jobcenter stark eingeschrankt ware. Das ware
weder im Interesse der arbeitslosen Menschen
noch der Beschaftigten®, machte Dombrowski
am 21. November 2022 deutlich.

»3chon seit Einfiihrung der Arbeitsgemein-
schaften/Jobcenter begegnen die Kolleginnen
und Kollegen ihren Kundinnen und Kunden mit
Wertschatzung und auf Augenhdhe, auch
wenn der berufliche Alltag nicht immer leicht,
mitunter inhaltlich und mental sehr herausfor-
dernd ist. Dies bitte ich im Zuge der, sicherlich
nicht immer einfachen, politischen Diskussion
stets zu bedenken®, betonte der vbba Bundes-
vorsitzende aufRerdem.

Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ)
Black Friday: Verzogerungen bei Auslandslieferungen moglich

Jiingst hat gerade der Online-Handel unter dem Motto ,,Black Friday“ wieder viele Sonderange-
bote im Sortiment. Der BDZ warnt, dass es wegen Personalmangels beim Zoll zu Verzégerungen
bei Bestellungen aus dem Nicht-EU-Ausland geben kann.

Dort gekaufte Ware musse durch den Zoll, weil
dieser Einfuhrabgaben erhebe und zum Bei-
spiel priife, ob es sich bei beliebten Marken-
produkten um Falschungen handele. Der BDZ
warne seit Langerem vor Problemen, die ohne
mehr personelle und digitale Unterstiitzung
durch die Masse der zusatzlichen Zollanmel-
dungen entstehe. Aufgrund von gesetzlichen
Anderungen bei der Besteuerung im E-Com-
merce-Bereich geraten die Zollamter bei der

Herkulesaufgabe der Warenabfertigung immer
weiter unter Druck.

.FUr die Burgerinnen und Blrger ist es sehr ar-
gerlich, wenn ihr Weihnachtsgeschenk verzé-
gert ausgeliefert wird. Fur die Unternehmen ist
es schadlich, wenn gefalschte Markenartikel
am Zoll vorbei eingefiihrt werden. Deswegen
haben wir schon letztes Jahr 1.400 weitere
Zollinerinnen und Zoliner fur die Bewaltigung
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von jahrlich 100 Millionen zusatzlicher Zollan- Uberschritten. Wir appellieren erneut an das

meldungen durch den boomenden Online-Han-
del gefordert. Passiert ist wenig, auch die digi-
tale Unterstitzung lauft nur schleppend an. An
unseren Kolleginnen und Kollegen soll es nicht

zustandige Bundesfinanzministerium, diese
Baustellen endlich ernst zu nehmen®, so der
stellvertretende BDZ Bundesvorsitzende
Thomas Liebel am 18. November 2022.

scheitern. Die Zollamter unterstitzen sich ge-
genseitig, dennoch ist die Belastungsgrenze

Verband Bildung und Erziehung (VBE)
Vorlesen ist wichtiger Bildungs-Baustein

Der VBE Bundesvorsitzende Udo Beckmann, der auch Vorstandsmitglied der Stiftung Lesen ist,
hat am 18. November 2022 am Vorlesetages betont: ,Vorlesen ist nicht nur wertvolle Bezie-
hungszeit zwischen Eltern und Kindern, sondern ein wichtiger Baustein fiir eine positive Bil-

dungsbiografie.“

Studien hatten zudem erwiesen, dass Kindern,
denen viel vorgelesen wird, der Zugang zum
eigenen Lesen erleichtert wird. Das sei eine
entscheidende Grundlage fiir eine erfolgreiche
Bildungslaufbahn. Kernergebnis des Vorlese-
monitors 2022 sei jedoch, dass jedem flinften
Kind in Deutschland nie und weiteren 20 Pro-
zent der Kinder einmal pro Woche oder selte-
ner vorgelesen wird. Zwei Prozent der Kinder
lebten in einem Haushalt, in dem es keinerlei
Kinderblicher gibt. Besonders betroffen seien
Kinder aus Elternhausern mit formal geringer
Bildung. Hier gaben 31 Prozent der Eltern an,
ihren Kindern nie vorzulesen.

Beckmann erklarte: ,Hier wird die Grundlage
flr schlechtere Bildungschancen bereits in die

Wiege gelegt. Noch bedenklicher ist allerdings:
Von den Kitas, deren Auftrag es unter ande-
rem ist, derartige Ungleichheiten auszuglei-
chen, ist dies derzeit nicht leistbar. Die diesjah-
rige DKLK-Studie des VBE hat ergeben, dass
ungefahr 9.000 Kitas im letzten Jahr unter auf-
sichtspflichtrelevanter Personalunterdeckung
arbeiten mussten. Da ist individuelle Férderung
nur schwer umsetzbar. In der Grundschule
treffen die Kinder dann auf die nachste Bil-
dungseinrichtung, die derartige Herkunftsunter-
schiede aufgrund des Personalmangels kaum
auffangen kann. Aufgrund der jahrelangen Un-
terfinanzierung und Fehlplanung seitens der
Politik laufen wir zunehmend Gefahr, eine
ganze Generation Kinder in puncto guter Bil-
dung zu verlieren.*

Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfihrer (GDL)
Tarifkonflikt bei SWEG/SBS: Landesverkehrsminister muss handeln

Mit einem offenen Brief hat die GDL den Verkehrsminister des Landes Baden-Wiirttemberg
Winfried Hermann dazu aufgefordert, seiner Verantwortung als Eigentiimervertreter nachzukom-
men und im Sinne der Kunden und zum Wohle des offentlichen Nahverkehrs den Tarifkonflikt
bei der landeseigenen SWEG Siidwestdeutschen Landesverkehrs GmbH (SWEG) sowie der

SWEG Bahn Stuttgart GmbH (SBS) schnellstmoglich beizulegen.

,Die von der SWEG fahrlassig angezettelte
Auseinandersetzung belastet nun schon seit
Monaten die Beschaftigten, die Fahrgaste und
den gesamten OPNV in Baden-Wiirttemberg*,
so der GDL Bundesvorsitzende Claus We-
selsky. ,Unsere Appelle an die Geschaftsfiih-
rung der SWEG zur Wiederaufnahme der Ver-
handlungen blieben bisher samtlich erfolglos,
ebenso wie flinf Arbeitskampfe, eine erfolgrei-
che Urabstimmung und zwei Protestkundge-
bungen.“ Untatig sei auch der Eigentimer, das
Land Baden-Wirttemberg. ,Am 1. November

2022 baten wir Herrn Herrmann schriftlich um
Wahrnehmung seiner Gesamtverantwortung
fir das Mobilitatsversprechen und hier speziell
die Eisenbahn als systemrelevantes Herzstiick
der Mobilitatswende®, so Weselsky. ,Doch die
Antwort war gekennzeichnet von Ausfliichten
und zeugte deutlich vom Unwillen, den Kunden
einen punktlichen und zuverlassigen 6ffentli-
chen Nahverkehr zu bieten und den wirtschaft-
lichen Schaden des landeseigenen Unterneh-
mens zu begrenzen.”
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Aber Schweigen, Ausreden und Wegducken
mussten nun ein Ende haben. ,Als Eigentimer
der SWEG ist das Land Baden-Wirttemberg
nicht blof3er Zuschauer, sondern in einer be-
sonderen Verantwortung in der Tarifauseinan-
dersetzung®, so Weselsky. ,Schon allein aus
diesem Grund ist die von Minister Herrmann
unter Hinweis auf die Tarifautonomie postu-

Namen und Nachrichten

Die dbb Verhandlungskommission konnte mit
der Landesregierung Brandenburg einen Tarif-
vertrag zur sozialvertraglichen Restrukturie-
rung des Landesbetriebs Forst Brandenburg
(TV-Restrukturierung LFB) abschlieRen. Dieser
baut auf dem TV Umbau Il auf; enthalt jedoch
viele forstspezifischen Regelungen. Darliber
hinaus wurde ein umfassendes Paket zur Er-
hohung der Attraktivitat des LFB geschniirt.
Die Tarifeinigung steht unter dem Vorbehalt
der Zustimmung der Tarifgemeinschaft deut-
scher Lander (TdL) sowie der Tarifvertragspar-
teien im Rahmen der bis zum 20. Dezember
2022 vereinbarten Erklarungsfrist. Im An-
schluss daran kann der TV-Restrukturierung
LFB zum 1. Januar 2023 in Kraft treten. Neben
umfassenden Regelungen zur sozialen Absi-
cherung der Beschatftigten, konnte mit diesem
erfolgreichen Tarifabschluss, die Attraktivitat
des LFB als Arbeitgeber deutlich erhéht wer-
den. Alle Informationen zur Einigung gibt es
auf dbb.de.

In der Mitarbeiterinformation vom 22. Novem-
ber 2022 hat die Geschaftsfihrung der Ge-
meinschaftsklinikum Mittelrhein gGmbH ange-
kindigt, die diesjahrige Jahressonderzahlung
(Weihnachtsgeld) nur zu 30 Prozent auszahlen
zu wollen. Das darf sie nicht! Der dbb emp-
fiehlt dringend, die Anspriiche auf die volle
Jahressonderzahlung schriftlich geltend zu ma-
chen. Die Mitarbeiterinformation der Arbeitge-
berseite hat zu grofRer Verunsicherung der Be-
schaftigten und zu Rickfragen bei der komba
gewerkschaft gefiihrt. Die finanziell schwierige
Lage vieler Beschaftigter scheint der Arbeitge-
berseite vollkommen egal zu sein. Eins ist klar:
Der Anspruch auf die Jahressonderzahlung ist
tarifvertraglich in § 20 TV6D-K und in § 19
BAT-KF gesichert. Die Arbeitgeberseite darf
von tarifvertraglichen Regelungen egal aus

lierte ,Neutralitat’ komplett sachfalsch. Abgese-
hen davon stellt auch der fortlaufende Zufluss
an Steuergeldern durch das Land an die
SWEG eine Neutralisierung des gewerkschaft-
lichen Arbeitskampfes dar — und somit eine
klare Begtinstigung des Unternehmens gegen-
Uber den anderen Wettbewerbsbahnen, deren
Eigentimer verantwortlich und ohne die Ver-
schwendung von Steuergeldern handeln.”

welchen Griinden nicht einseitig abweichen —
schon gar nicht zuungunsten der Beschaftig-
ten! Darauf hat der dbb die Geschaftsfiihrung
des Gemeinschaftsklinikums auch in einem
Brief hingewiesen und Rechtsmittel angedroht.
Gleichzeitig hat der dbb den Kommunalen Ar-
beitgeberverband Rheinland-Pfalz, dessen Mit-
glied das Klinikum ist, Uber das Vorgehen in-
formiert. Der dbb hat das Gemeinschaftsklini-
kum Mittelrhein unmissverstandlich aufgefor-
dert, die geltenden tarifvertraglichen Regelun-
gen einzuhalten und mitgeteilt, dass er davon
ausgeht, dass alle Beschaftigten ihr zustehen-
des Weihnachtsgeld plnktlich und in der zu-
stehenden Hoéhe ungekiirzt ausgezahlt bekom-
men. Sollten komba Mitglieder trotzdem mit
dem né&chsten Gehalt nur eine anteilige Jah-
ressonderzahlung ausgezahlt bekommen, kén-
nen sie bei der komba Geschéaftsstelle Rhein-
land-Pfalz unter info@komba-rp.de ein Muster-
schreiben zur Geltendmachung anfordern.
Bitte nennen Sie dabei ihre Mitglieds-Nummer.
Der Anspruch auf das volle Weihnachtsgeld
muss innerhalb von sechs Monaten nach Aus-
zahlung des gekurzten Betrags schriftlich gel-
tend gemacht werden. komba Mitglieder genie-
Ren umfassenden Rechtsschutz in dieser An-
gelegenheit!

Der dbb berlin hat die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in allen Bereichen des 6ffentlichen
Dienstes am 18. November 2022 aufgerufen,
sich schon jetzt freiwillig als Wahlhelferinnen
und -helfer fur die Wahlwiederholung in Berlin
zu melden. Hierbei setzt der dbb berlin aller-
dings ausschlielich auf die Freiwilligkeit der
Beschaftigten. ,Eine Verpflichtung oder gar
Auslosung von Kolleginnen und Kollegen, die
dann von ihren Dienststellen nachdricklich
,gebeten’ werden, entsprechende Meldezettel



https://www.dbb.de/artikel/landesbetrieb-forst-brandenburg-neuer-tarifvertrag-zur-restrukturierung-steht.html

aktuell Nr. 41 vom 25.11.2022

dbb
beamtenbund
und tarifunion

14

flr die Bereitschaft als Wahlhelfer/in auszufil-
len, ist fir den dbb berlin keine Option®, so dbb
Landeschef Frank Becker. In der Vergangen-
heit konnten derartige Versuche erfolgreich ab-
gewehrt werden. Der Senat habe inzwischen
beschlossen, das sogenannte Erfrischungs-
geld fur die Wahlhelfer/innen auf 240 Euro zu
erhdhen. Auch der Freizeitausgleich fir Be-
schaftigte des offentlichen Dienstes in Berlin
soll demnach angehoben werden (2 Tage fir

Wahlhelfer/innen und 3 Tage fiir Wahlvor-
stande). Die Wahlhelfer/innen kénnten zwi-
schen Geldleistung und Freizeitausgleich wah-
len. Dass die Wahlen zum Abgeordnetenhaus
und zu den Bezirksverordnetenversammiun-
gen wiederholt werden mussen, hat der Ver-
fassungsgerichtshof Berlin am 16. November
2022 entschieden. Der Termin fiir die Wieder-
holung ist der 12. Februar 2023.

Termine:

27. - 30. November 2022, Berlin
dbb Gewerkschaftstag 2022
W eitere Informationen unter https://www.dbb.de/gwt2022.

9. Januar 2023, Kdln
dbb Jahrestagung 2023
W eitere Informationen folgen.

24. Januar 2023
1. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.

22. - 23. Februar 2023
2. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.

28. - 30. Marz 2023
3. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.



https://www.dbb.de/gwt2022

	Nr. 41                                                                         25. November 2022
	Inhalt
	Deutsche verlieren weiter Vertrauen in den Staat
	Bundesverwaltung: Beschäftigte erwarten Initiative
	„Wir müssen Reallohnverluste aufholen“
	Digitalisierung der Personal- und Betriebsratsarbeit im Fokus
	Gewaltprävention: Eine sichere Arbeitsumgebung kann  Frauenleben retten
	New Work: Chance und Risiko für die Gleichstellung der  Geschlechter
	Zu viele Baustellen im öffentlichen Dienst bleiben unbearbeitet
	Härtefallfonds in der Ost-West-Rentenüberleitung: Länder  sollen aufstocken
	Gespräch im Bundestag: Medizinische Versorgung auf dem Land stärken
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Amtsangemessene Alimentation: Senat bleibt auf Konfrontationskurs
	Brief an Ministerpräsidenten: Reformen im öffentlichen Dienst  angemahnt
	Treffen mit Familienministerin: Öffentlicher Dienst muss attraktiver werden
	Tarifverträge dürfen nicht unterlaufen werden
	Gesetzliche Krankenversicherung: Entlastung der Versicherten angemahnt
	Bürgergeld: Entlastung der Jobcenter dringend geboten
	Black Friday: Verzögerungen bei Auslandslieferungen möglich
	Vorlesen ist wichtiger Bildungs-Baustein
	Tarifkonflikt bei SWEG/SBS: Landesverkehrsminister muss handeln
	Namen und Nachrichten
	Deutsche verlieren weiter Vertrauen in den Staat
	Bundesverwaltung: Beschäftigte erwarten Initiative
	„Wir müssen Reallohnverluste aufholen“
	Digitalisierung der Personal- und Betriebsratsarbeit im Fokus
	Gewaltprävention: Eine sichere Arbeitsumgebung kann Frauenleben retten
	New Work: Chance und Risiko für die Gleichstellung der Geschlechter
	Zu viele Baustellen im öffentlichen Dienst bleiben unbearbeitet
	Härtefallfonds in der Ost-West-Rentenüberleitung: Länder sollen aufstocken
	Gespräch im Bundestag: Medizinische Versorgung auf dem Land stärken
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Amtsangemessene Alimentation: Senat bleibt auf Konfrontationskurs
	Brief an Ministerpräsident: Reformen im öffentlichen Dienst angemahnt
	Treffen mit Familienministerin: Öffentlicher Dienst muss attraktiver werden
	Tarifverträge dürfen nicht unterlaufen werden
	Gesetzliche Krankenversicherung: Entlastung der Versicherten angemahnt
	Bürgergeld: Entlastung der Jobcenter dringend geboten
	Black Friday: Verzögerungen bei Auslandslieferungen möglich
	Vorlesen ist wichtiger Bildungs-Baustein
	Tarifkonflikt bei SWEG/SBS: Landesverkehrsminister muss handeln
	Namen und Nachrichten


